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Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 


1. Abgeordneter 

Jürgen 

Augustinowitz 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Erkenntnisse darüber, 
ob sich die Gefahr der Proliferation von Atomwaf- 
fen und ballistischen Raketen in den Maghreb - 
Staaten vergrößert hat? 


Antwort des Staatssekretärs Jürgen Trumpf 
vom 31. März 1993 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß es in einigen Maghreb -Staaten 
nichtverbreitungspolitische Risiken gibt. Sie verfolgt daher mit Sorgfalt 
die nukleartechnischen und ballistischen Programme in dieser Region. 

Der Bundesregierung liegen jedoch keine Erkenntnisse darüber vor, daß 
sich die Gefahr der Proliferation von Atomwaffen und ballistischen Rake- 
ten in den Maghreb -Staaten vergrößert hätte. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


2. Abgeordneter 

Wilfried 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Informationen bestä- 
tigen, nach denen der Westdeutsche Rundfunk 
(WDR) in seinen Sendungen für Serben in 
Deutschland die Kriegspropaganda der serbi- 
schen Aggressoren unterstützt, indem er regel- 
mäßig die serbische Kriegspolitik auf dem Balkan 
verharmlost und Deutschland entsprechend der 
serbischen Propaganda Hegemonialstreben in 
Südosteuropa unterstellt und indem der West- 
deutsche Rundfunk (WDR) die offizielle serbische 
Nachrichtenagentur Tanjug technisch und fi- 
nanziellfördert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 2. April 1993 

Der Bundesregierung liegen keine derartigen Informationen vor. 

Sie weist im übrigen darauf hin, daß nach der ständigen Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts seit dem 1. Fernsehurteil aus dem Jahre 
1961 die Veranstaltung von Rundfunk im Inland in die Kompetenz der 
Länder fällt. Die Bundesregierung hat deshalb gegenüber dem WDR 
keine Befugnisse. 

Es ist Aufgabe der Gremien des WDR, die Einhaltung der Programm- 
grundsätze und die Geschäftsführung des Intendanten zu überwachen 
und bei Feststellung von Verstößen die erforderlichen Schritte einzuleiten. 
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3. Abgeordneter 

Horst 

Kubatschka 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die vom AvD 
empfohlene und in Frankreich praktizierte 
Lösung, als Schutz vor Autodiebstählen, die Fahr- 
gestellnummer in alle Scheiben der Autos einzu- 
ätzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 2. April 1993 


Die Markierung einer Kfz-Verglasung wird als flankierende Maßnahme 
und - bei Anbringung bereits im Produktionsablauf - kostengünstige 
Ergänzung anderer vorzusehender Sicherungseinrichtungen zum Schutz 
vor Autodieb stählen grundsätzhch positiv bewertet. Dabei ist allerdings 
zu berücksichtigen, daß solche Markierungen nicht fälschungssicher, son- 
der mit entsprechender Ausstattung und Zeitaufwand wieder entfernt 
bzw. verfälscht werden können. 

Gleichwohl ist davon auszugehen, daß sich durch markierte Verglasun- 
gen zumindest einige Straftäter abschrecken lassen und daß die Weiter- 
veräußerung des kompletten Fahrzeuges erschwert wird. 

Die Kennzeichnung kann auch nachträglich auf bereits im Fahrzeug ein- 
gebaute Scheiben aufgebracht werden. Nach geltender Rechtsauffassung 
erlischt allerdings durch den Eingriff in dieses nach der Straßenverkehrs - 
Zulassungs- Ordnung bauartgenehmigungspflichtige Teü (§ 19 StVZO) 
die Betriebserlaubnis des Fahrzeugs. Die Bundesregierung prüft zur Zeit, 
welche Möglichkeiten bestehen, die Kennzeichnung so zu gestalten und 
anzubringen, daß auch bei nachträglicher Anbringung die Betriebser- 
laubnis des Fahrzeuges nicht erlischt. 

Allerdings sollte bei der Markierung nicht die Fahrgestellnummer ver- 
wendet werden, da sie damit ohne Schwierigkeiten erkennbar und eine 
Fälschung der Kfz-Papiere erleichtert würde. Statt dessen sollte eine 
codierte Identifizierungsnummer eingebracht werden, die mit den übri- 
gen Produktionsdaten des jeweihgen Fahrzeugs erfaßt wird. 

Ein entsprechender Vorschlag zur Kennzeichnung aller Scheiben des 
Fahrzeugs mit einer codierten Identifizierungsnummer durch Gravur oder 
Ätzung ist auch in der vom Bundeskriminalamt erstellten „Konzeption zur 
Erhöhung der Diebstahlsicherheit von Kfz" enthalten, die am 17. März 
1993 den Mitgliedern des Innenausschusses des Deutschen Bundestages 
übersandt wurde. 


4. Abgeordneter 

Siegfried 

Vergin 

(SPD) 


Welches Schicksal hat die Stele im Gedenken an 
die Rote Kapelle, die sich im ehemaUgen 
Gebäude der HA Aufklärung der Staatssicherheit 
in Gosen bei Berlin befand, genommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 31. März 1993 


Das Schicksal der dem Gedenken an die Rote Kapelle gewidmeten Stele, 
die sich früher im ehemaligen Gebäude der HA Aufklärung der Staats- 
sicherheit in Gosen bei Berlin befand, ist der Bundesregierung nicht be- 
kannt. Nachfragen bei den Ländern Berlin und Brandenburg bheben ohne 
Erfolg. 
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5. Abgeordnete 

Vera 

Wollenberger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche militärischen Notwendigkeiten liegen 
nach der Auflösung des Warschauer Vertrages 
der Entscheidung der Bundesregierung zu- 
grunde, ab 1993 den Bau von Luftschutzräumen 
in den neuen Bundesländern finanziell zu unter- 
stützen, und welche Haltung nimmt die Bundes- 
regierung zur Finanzierung von Schutzräumen in 
den neuen Bundesländern ein, unter Berücksich- 
tigung der in dieser Region herrschenden sozia- 
len und wirtschaftlichen Situation? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 2. April 1993 


Vor dem Hintergrund der Entspannung der weltpoÜtischen Sicherheits- 
lage im Gefolge des fortschreitenden Auflösungsprozesses innerhalb des 
Warschauer Paktes hat der damalige Bundesminister des Innern bereits im 
Juni 1990 entschieden, daß ab 1. August 1990 keine Anträge auf Förde- 
rung der Errichtung neuer öffentlicher Schutzräume durch den Bund mehr 
entgegengenommen werden. Es werden deshalb nur noch die ausschheß- 
üch in den alten Bundesländern im Bau befindlichen oder bereits fertig 
geplanten Schutzbauvorhaben gefördert, für die der Bund eine Förderung 
vor dem 1. August 1990 fest zugesagt bzw. rechtsverbindlich in Aussicht 
gestellt hat. 


Wie hoch belaufen sich die finanziellen Mittel, die 
im Bundeshaushalt 1993 für den Bau von Luft- 
schutzkellern in den neuen Bundesländern vor- 
gesehen sind? 


6. Abgeordnete 

Vera 

Wollenberger 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Horst Waffenschmidt 
vom 2. April 1993 

Der Bundeshaushalt 1993 enthält demgemäß keine Investitionsmittel, die 
für den Bau von öffentlichen Schutzräumen in den neuen Bundesländern 
bestimmt wären. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


7. Abgeordneter 

Hans-Joachim 

Fuchtel 


(CDU/CSU) 


Wäre es bei der Umsetzung der EG-Richtlinie 
90/605/EWG, die eine Pflichtprüfung der Gesell- 
schaf tsreform GmbH und Co. KG vorsieht, nicht 
sinnvoll, einen Passus einzuführen, der den regel- 
mäßigen Wechsel von Prüfern vorsieht, was bei 
der Prüfung normaler GmbH's und AG 's nach 
§ 316 ff. HGB nicht für notwendig erachtet wird. 
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um damit wenigstens bei dieser Gesellschafts- 
form die in der Wirtschaftsprüfungsordnung in 
§ 43 geregelten Unparteihchkeit und Unabhän- 
gigkeit besser zu gewährleisten, zumal eine un- 
mittelbare Kontrolle dieser Rechtsform gesetzlich 
nicht geregelt ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rainer Funke 
vom 5. April 1993 

Seitens der Bundesregierung konnte bisher nicht festgestellt werden, daß 
sich die geltenden Bestimmungen, mit denen die Unabhängigkeit der Prü- 
fer bzw. die Erstellung eines ordnungsgemäßen Abschlußberichts sicher- 
gestellt werden soll, als unzureichend erwiesen haben. Insoweit verweise 
ich auf die Antwort der Bundesregierung vom 16. Dezember 1992 (Druck- 
sache 12/4059 S. 22) auf Ihre Anfrage vom 1. Dezember 1992. 

Durch die Richtlinie 90/605/EWG vom 8. November 1990 ist die Bundesre- 
publik Deutschland verpflichtet, im Rahmen der Umsetzung dieser Richt- 
linie in deutsches Recht auch Gesellschaften in der Rechtsform der GmbH 
und Co. KG in den Kreis der prüfungspflichtigen Gesellschaften einzube- 
ziehen. Dies macht u. a. eine Ergänzung der §§316 und 318 Abs. 3 HGB 
erforderlich. Es wird zu prüfen sein, wie der Kreis der Personen bzw. Or- 
gane, die berechtigt sind, bei Gericht die Ersetzung des gewählten Prüfers 
wegen Besorgnis der Befangenheit zu beantragen, erweitert werden soll. 
Hierdurch wird die Unabhängigkeit der Prüfer auch bei Gesellschaften in 
der Rechtsform der GmbH und Co. KG sichergestellt werden. 

Unabhängig hiervon wird die Bundesregierung bei der Umsetzung der 
GmbH und Co. -Richtlinie die Frage nochmals prüfen. Gründe, die den von 
Ihnen vorgeschlagenen regelmäßigen Wechsel des Prüfers gerade bei 
GmbH und Co. KG rechtfertigen würden, sind der Bundesregierung bis- 
her nicht bekannt. 

Soweit der Bundesregierung bisher bekannt, haben auch die EG-Mit- 
gliedstaaten, die die GmbH und Co. -Richtlinie bereits in ihr nationales 
Recht umgesetzt haben, keine entsprechende Regelung eingeführt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


8. Abgeordneter 

Horst 

Jungmann 

(Wittmoldt) 

(SPD) 


Welche Liegenschaften sind aus dem Ressortver- 
mögen des Bundesministeriums der Verteidi- 
gung in das allgemeine Bundesvermögen des 
Bundesministeriums der Finanzen überführt wor- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5 , April 1993 

Seit dem 1. Januar 1991 sind in Schleswig-Holstein die in der beigefügten 
Aufstellung aufgeführten Liegenschaften aus dem Ressortvermögen des 
Bundesministeripms der Verteidigung an das Allgemeine Grundver- 
mögen des Bundes zugeführt worden, davon 16 Objekte infolge der neuen 
Struktur der Bundeswehr. 
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Welche Liegenschaften der Bundeswehr sind 
einer zivilen Nutzung zugeführt worden, und 
welche Liegenschaften sind aus dem allgemei- 
nen Bundesvermögen des Bundesministeriums 
der Finanzen einer zivilen Nutzung durch Ver- 
kauf, Verpachtung oder Vermieteung zugeführt 
worden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. April 1993 

Die in das Allgemeine Grundvermögen des Bundes übernommenen Lie- 
genschaften sind bereits überwiegend einer zivilen Nutzung zugeführt 
worden. Art und Umfang der Nutzung sind in der anhegenden Aufstellung 
dargestellt. 

VI A 2- W 2908 -3/93 

Übersicht über die vom BMVg in Schleswig-Holstein seit dem 1. Januar 
1991 dem Allgemeinen Grundvermögen des Bundes zugeführten Grund- 
stücke 

(Die mit [x] gekennzeichneten Objekte infolge der neuen Struktur der 

Bundeswehr) 


9. Abgeordneter 

Horst 

Jungmann 

(Wittmoldt) 

(SPD) 


Lfd. Nr. 

Bezeichnung der Liegenschaft 

Größe ha 

Nutzung 

1 

Groß Rheide 

11,00.62 

landwirtschaftlich verpachtet 

2 

Tinnum 

0,78.28 

Verkaufsverhandlungen mit der 
Kirchengemeinde Tinnum laufen 

3 

Ahrenviölfeld/Oster-Ohrstedt 

14,74.74 

tlw. landwirtschaftlich verpachtet 
tlw. an Gemeinde verkauft 

4 

Kopperby und Olpenitz 

18,12.95 

landwirtschaftlich verpachtet 

5 

EUund 

10,15.38 

vermietet an das Amt Handewitt 
für öffentliche Zwecke 

6 

Alt-Bülk 

0,00.32 

verkauft an Kreis 

Rendsburg-Eckernförde 

7 

Westermakelsdorf/Insel Fehmarn 

[X] 

2,00.12 

tlw. Wetterdienst 
tlw. Bundespost 
tlw. noch ungenützt 

8 

Osterrönfeld 

Teilfläche der ehern. ABC/Se- 
AusbildungssteUe 

fxl 

8,31.14 

verkauft an Gemeinde Osterrönfeld 

9 

1 j 

Eggebek 

ehern. Ausbildungszentrum 
[X] 

11,73.69 

tlw. zur Unterbringung von Asyl- 
bewerbern an das Land vermietet 

zum Rest laufen Verkaufsverhand- 
lungen mit der Gemeinde Eggebek 

10 

Neumünster 

ehern. Hubschrauberlandeplatz 

38,46.27 ' 

vermietet an Flugsport- Club 

Neumünster e. V. 

11 

Itzehoe 

Teilfläche der Hanseaten-Kaserne 
mit 3 Unterkunftsgebäuden 
[X] 

1,35.00 

1 

tlw. zur Unterbringung von Asyl- 
bewerbern an das Land vermietet 
tlw. Nutzung durch Bundesamt für 
die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge 
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Lfd. Nr. 

Bezeichnung der Liegenschaft 

Größe ha 

Nutzung 

12 

Eggebek 

Marineflugplatz/T eilflächen 

L50.00 

landwirtschaftlich verpachtet 

13 

Kiel-Wellingdorf 

Marinearsenal 

1,07.50 

verkauft 

14 

Husum 

0,36.00 

verkauft 

15 

Stendorf 

0,02.61 

z. Z. ungenützt 

16 

Sasel 

2,05.82 

Verkaufsverhandlungen mit Gemeinde 
Rantzau und Kreis Plön laufen 

17 

Tinningstedt 

1,31.34 

landwirtschaftlich verpachtet 

18 

Nieby 

4,17.75 

Verkaufsverhandlungen mit früherem 
Eigentümer laufen 

19 

Leck 

0,34.69 

landwirtschaftlich verpachtet 

20 

Flensburg 

ehern. US-Schule und Kindergarten 

[x] 

Krusendorf 
ehern. Radarstellung 

[X] 

Norderstapel 

0,35.19 

Verkaufsverhandlungen laufen 

21 

1,54,05 

zur Unterbringung von Asylbewerbern 
an Amt Schwedeneck vermietet 

22 

8,93.34 

landwirtschaftlich verpachtet 

23 

Dahme 

ehern. Marineküstenstation 

[X] 

Kiel-Dietrichsdorf 

[X] 

1,84.99 

zur Unterbringung von Asylbewerbern 
an Kreis Ostholstein vermietet 

24 

6,30.21 

Verkaufsverhandlungen 
mit Stadt Kiel laufen 

i 

25 

Pariner Berg 

1,12.91 

zur Unterbringung von Asylbewerbern 
an Stadt Bad Schwartau vermietet 

26 

Lübeck 

Hanseaten-Kaserne und Übungsplatz 
[X] 

72,12.86 

tlw. zur Unterbringung von Asyl- 
bewerbern an Land vermietet 
tlw. Nutzung durch Bundesamt für 
die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge 

tlw. zur Unterbringung der Landes- 
polizei vermietet 
tlw. für Unterbringimg von 
BGS-Einrichtungen vorgesehen 
tlw. noch ungenützt 

27 

Karlshof 

ehern. Tieffliegermeldestellung 

fxl 

1,65.86 

öffentliche Ausschreibung 
in Vorbereitung 

28 

i j 

Niendorf/Stecknitz 

ehern. Tieffliegermeldestellung 

fxl 

1,35.13 

Verkaufsverhandlungen mit Kreis 
Herzogtum Lauenburg laufen 

29 

i j 

Wentorf 

Teilfläche der Bismarck-Kaserne 
mit 1 Unterkunft 

[X] 

1,33.00 

zur Unterbringung von Asylbewerbern/ 
Aussiedlern an Gemeinde Wentorf 
vermietet 

tlw. unentgeltlich überlassen 
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Lfd. Nr. 

Bezeichnung der Liegenschaft 

Größe ha 

Nutzung 

30 

Neustadt/Pelzerhaken 

[X] 

38,90.00 

tlw. zur Unterbringung von Asylbe- 
werbern an Kreis Ostholstein vermietet 
tlw. dem Bundesamt für Zivilschutz zur 
Nutzung überlassen 
tlw. noch ungenützt 

31 

Todendorf 

Lager Hubertsberg 

fxl 

2,26.00 

zur Unterbringung von Asylbewerbern 
an Kreis Plön vermietet 

32 

i J 

Flensburg 

Teilbereich der Grenzland -Kaserne 
mit 2 Unterkunftsgebäuden 

fx] 

2,12.00 

zur Unterbringung von Asylbewerbern 
an Land vermietet 

33 

L J 

Neumünster 

Teilbereich des Wehrbereichs- 
verpflegungsamts 

fxl 

0.57,00 

Verkaufsverhandlungen laufen 

34 

i J 

Flensburg 

1,08.93 

Verhandlungen mit Stadt Flensbürg 
zwecks Umwidmung in Wohnbau- 
gelände laufen, anschließend Verkauf 


10. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Bemühungen 
des Kommunalen Zweckverbandes Geiseltalsee 
und der Landesregierung Sachsen-Anhalt um 
Bildung eines wirtschaftlich und sozialpolitisch 
bedeutenden Freizeit- und Erholungsparks durch 
Sanierung der Tagebaurestlöcher und Formie- 
rung einer Landessanierungsgesellschaft zu un- 
terstützen, indem sie die Veräußerung der Tage- 
baurestlöcher an das amerikanisch-englische 
Unternehmenskonsortium MIBRAG verhindert 
und damit die Verwendung des Areals als Frei- 
zeit- und Erholungspark sicherstellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. April 1993 


Die Bundesregierung unterstützt die Sanierung der Tagebaurestlöcher 
der Braunkohleunternehmen im Rahmen der zur Beseitigung der ökologi- 
schen Altlasten zwischen Bund und den neuen Ländern geschlossenen 
Finanzierungsregelung vom 22. Oktober 1992 in Höhe von 75% der effek- 
tiv zu tragenden Kosten. Die Bundesregierung geht ferner davon aus, daß 
ein Erwerber der MIBRAG aus wirtschaftlichen Gründen nicht bereit ist, 
zu sanierende Tagebaurestlöcher zu übernehmen. Die Verwendung des 
Areals Geiseltal als Freizeit- und Erholungspark dürfte insoweit nicht 
gefährdet sein. 


11. Abgeordneter Trifft es zu, daß in der Treuhandanstalt ein ehe- 

Gunter maliger Staatsanwalt der DDR für Personalfragen 

Weißgerber zuständig ist? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. April 1993 

In der Treuhandanstalt ist ein ehemaliger Staatsanwalt der DDR beschäf- 
tigt. Dieser Mitarbeiter, der dem Personalbereich zugeordnet ist, wird mit 
Sonderaufgaben betraut, die eine genaue Kenntnis der Staats- und Partei- 
strukturen der ehemaligen DDR voraussetzen; er hat keine Entschei- 
dungsfunktion. 


12. Abgeordneter 

Gunter 

Weißgerber 

(SPD) 


War der Bundesregierung beim Verkauf der heu- 
tigen „Gestruwa GmbH" Gelenau/Erzgebirge 
bekannt, daß der Käufer zum Zeitpunkt des Ver- 
kaufs mit finanziellen Problemen kämpfte, und 
wie gedenkt die Bundesregierung ggf. die Firma 
„Gestruwa GmbH" in ihren derzeitigen Schwie- 
rigkeiten zu unterstützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom5. April 1993 

Der Treuhandanstalt war beim Verkauf der heutigen Gestruwa GmbH 
Gelenau/Erzgebirge von finanziellen Schwierigkeiten des Käufers nichts 
bekannt. Die Treuhandanstalt hat sich zusammen mit dem Sächsischen 
Wirtschaftsministerium in den zurückliegenden Monaten - nachdem sich 
finanzielle Schwierigkeiten bei der Gestruwa GmbH abzeichneten - an 
der Suche nach potentiellen neuen Gesellschaftern für dieses Unterneh- 
men beteiligt, ohne daß eine Lösung gefunden werden konnte. Inzwi- 
schen hat die Gestruwa GmbH am 10. März 1993 Konkurs anmelden müs- 
sen. Es muß abgewartet werden, ob aus dem Konkurs heraus mit neuen 
Investoren ein Teil der Firma erhalten werden kann. 


13. Abgeordneter 

Helmut 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


In welchem Maße verändern die Ergebnisse der 
Klausurtagung des Bundeskanzlers mit den 
Regierungschefs der Länder sowie der Partei- 
und Fraktionsv ersitzenden vom 11. bis 13. März 
1993 in Bonn unter Berücksichtigung der zwi- 
schenzeitlich von den Ländern beschlossenen 
Verstetigung des Fonds „Deutsche Einheit" die 
Übersicht „Entwicklung der öffentlichen Haus- 
halte bis 1996", die als Anlage 2 dem Föderalen 
Konsolidierungsprogramm in der Fassung vom 
20. Januar 1993 beigefügt war? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. April 1993 

Die Bundesregierung wird die Ergebnisse der Klausurtagung bei der Fort- 
schreibung des Finanzplans berücksichtigen und in den Finanzplan 1993 
bis 1997 einarbeiten, der im Sommer zusammen mit dem Entwurf zum 
Bundeshaushalt 1994 vom Bundeskabinett beschlossen wird. Eine Fort- 
schreibung der Anlage 2 nur auf der Grundlage der Ergebnisse der Klau- 
surtagung ist nicht zweckmäßig, weil andere Entwicklungen und Er- 
kenntnisse, die inzwischen eingetreten sind, nicht berücksichtigt würden. 
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Für Länder und Gemeinden gilt dies entsprechend. Der Finanzplanungs- 
rat wird in seiner Sitzung am 27. Mai 1993 die Gestaltung der Haushalte 
1994 und der Finanzpläne bis 1997 beraten. 


14. Abgeordneter Welche Annahmen zur Entwicklung des Brutto- 

Helmut Sozialprodukts (absolut sowie Zuwachsrate real 

Wieczorek und nominal) lagen dieser Übersicht zugrunde? 

(Duisburg) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. April 1993 

Bei den Annahmen der internen Steuerschätzung für das Föderale Kon- 
solidierungsprogramm ist keine detaülierte Konjunkturprognose im 
üblichen Sinne, sondern eine technische Anpassung des bei der letzten 
mittelfristigen Steuerschätzung vom Mai 1992 unterstellten nominalen 
Wachstumspfades für Gesamtdeutschland an die für 1993 im Jahrewirt- 
schaftsbericht vorgenommene Verringerung der Ausgangsbasis vorge- 
nommen worden. 

Da die Besteuerung überwiegend an nominale Größen anknüpft, war eine 
Preisbereinigung für Zwecke der Steuerschätzung nicht notwendig und 
ist auch nicht vorgenommen worden. 

Ein bestimmter Konjunkturverlauf - insbesondere für das Jahr 1994 - läßt 
sich auch aus der Projektion vom Mai 1992 nicht ableiten, da damals wie 
üblich Konjunkturvorstellungen nur für die ersten beiden Jahre des Pro- 
jektionszeitraumes (1992 und 1993) sowie ein mittelfristiger Pfad mit 
einem durchschnittlichen Wachstum für den Fünf jahreszeitraum (1991 bis 
1996) entwickelt wurden. Da die auf dieser Projektion aufbauende Steuer- 
schätzung aber für jedes einzelne Jahr Steuereinnahmen schätzen muß, 
wird vereinfachend auf technischer Ebene unterstellt, daß für die drei 
Restjahre (1994 bis 1996) jeweils die gleichen Zuwachsraten für das nomi- 
nale Bruttosozialprodukt gelten. 

Aus diesen Überlegungen ergab sich nunmehr für 1993 ein nominales 
Bruttosozialprodukt für Gesamtdeutschland von 3130 Mrd. DM sowie 
rd. 3330 Mrd. DM, 3545 Mrd. DM und 3785 Mrd. DM für die Jahre 1994 bis 
1996. Die Zuwachsraten beliefen sich 1993 auf rd. 4 v. H. und in den drei 
folgenden Jahren auf rd. 6,5 v. H. 


15. Abgeordneter 

Helmut 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Welche Annahmen zur Entwicklung des Steu- 
eraufkommens (untergliedert nach Ebenen) la- 
gen dieser Übersicht zugrunde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom 5. April 1993 

Aus den Annahmen zur Entwicklung des nominalen Sozialprodukts ergab 
sich folgendes Steueraufkommen: 
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1993 

1994 

1995 

1996 


-Mrd. DM- 

Bund^) 

355,5 

383,0 

395,0 

420,0 

Länder (West) 

245,0 

264,0 

244,0 

263,0 

Gemeinden (West) 

83,5 

88,0 

94,5 

101,0 

Länder (Ost) 

27,0 

30,5 

96,5 

100,0 

Gemeinden (Ost) 

5,0 

6,0 

7,0 

9,0 

EG 

37,0 

40,5 

44,5 

48,5 

insgesamt 

753,0 

812,0 

881,0 

941,5 


Ohne Finanzierung im Zusammenhang mit der Bahnreform. 


16. Abgeordneter 

Helmut 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Können nach Auffassung der Bundesregierung 
diese Annahmen zu Bruttosozialprodukt und 
Steueraufkommen auch derzeit noch als reah- 
stisch gelten oder sind inzwischen Anpassungen 
welchen Umfangs vorzunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Jürgen Echternach 
vom5. April 1993 


Der Arbeitskreis „Steuerschätzungen" wird Mitte Mai 1993 eine neue 
Schätzung der Steuereinnahmen auf der Basis einer aktualisierten Projek- 
tion der Wirtschaftsentwicklung bis 1997 veröffentlichen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 


17. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gemäß der Resolution 

Dr. Uwe 995 (1993) der Parlamentarischen Versammlung 

Holtz des Europarates über die wirtschaftliche Renais- 

(SPD) sance der Ostseeregion bereit, in Betracht zu zie- 

hen, im Rahmen des Europarates ein Rahmen- 
werk für die gesamteuropäische Zusammenar- 
beit in Wirtschaftsangelegenheiten einzurichten, 
einschließhch der Verkehrs- und Kommunika- 
tionsinfrastrukturen, unter Beteiligung der Euro- 
päischen Gemeinschaft, der EFTA, der Wirt- 
schaftskommission der Vereinten Nationen für 
Europa, der Europäischen Bank für Wiederauf- 
bau und Entwicklung und anderer entsprechen- 
der Gremien? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 2. April 1993 


Voraussetzung für eine funktionsfähige gesamteuropäische wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit - unter Einbeziehung der Ostsee-Anrainerstaa- 
ten - ist die Heranführung der Wirtschaftsstrukturen in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern an die Marktwirtschaft. Die Bundesregierung 
unterstützt diesen Prozeß zusammen mit den westlichen Industrieländern 
in einem breit angelegten Ansatz. Die Ostsee-Anrainerstaaten Polen, die 
baltischen Staaten und Rußland sind in dieses Konzept einbezogen. Es 
gilt, die historisch gewachsenen wirtschaftlichen Verbindungen innerhalb 
dieses Raums und mit dem westlichen Europa wiederherzustellen. 


Vertragliche Grundlagen für die gesamteuropäische Zusammenarbeit 
sind durch den Abschluß von Assoziierungsabkommen der EG mit Polen, 
der früheren CSFR, Ungarn, Bulgarien und Rumänien sowie von Handels- 
und Kooperationsabkommen u. a. mit den baltischen Ländern und Alba- 
nien geschaffen. 


Darüber hinaus gibt es umfangreiche Hilfsprogramme auf bilateraler und 
multilateraler Ebene. Im Zentrum der multüateralen Unterstützungsmaß- 
nahmen steht das EG -PHARE- Programm für die MOE-Länder (1992 für 
Polen ca. 200 Mio. ECU, für die baltischen Länder insgesamt 45 Mio. ECU) 
sowie das EG-Programm „Technische Hilfe" für die GUS - einschließlich 
Rußland - (für 1992 450 Mio. ECU). Außerdem fördert die Europäische 
Bank für Wiederaufbau und Entwicklung in London, an der neben der EG, 
den USA und Japan auch die mittel- und osteuropäischen Staaten beteiligt 
sind, den Umstrukturierungsprozeß in Mittel- und Osteuropa durch Kre- 
dite und Beteüigungen. 


Darlehen für Investitionsvorhaben gewährt auch die Europäische Investi- 
tionsbank. Soweit die Reformstaaten Mittel- und Osteuropas die in Stabili- 
sierungs- und Anpassungsprogrammen niedergelegten Kriterien des 
Internationalen Währungsfonds beim Übergang auf marktwirtschaftliche 
Strukturen einhalten, stellen EG und IWF Bereitschaftskredite und Zah- 
lungsbilanzhilfen bereit; die Weltbank gewährt Unterstützung bei Pro- 
jektfinanzierungen. Auch die OECD hat eine zentrale Rolle bei der struk- 
turpolitischen Beratung im Rahmen ihres Programms „Partners in Tran- 
sition" . Darüber hinaus hat die OECD anläßlich der Koordinierungskonfe- 
renz im Januar 1992 die Funktion einer Clearingstelle für alle Hilfsmaß- 
nahmen gegenüber Osteuropa einschließlich GUS erhalten. 


Die gewährten Hilfen für die MOE-Länder und die GUS werden auf 
Beschluß des Weltwirtschaftsgipfels 1989 unter Vorsitz der EG-Kommis- 
sion in der G 24 (Gruppe der 24 westlichen Industrieländer) koordiniert. 
Angesichts der Bedeutung der Aufgabe und der Dimension der erforder- 
lichen Unterstützung sind die Hilfestellungen nicht auf einen europäi- 
schen Ansatz beschränkt. U. a. sind auch verstärkt Beiträge der USA und 
Japans erforderlich. Dies wird auch wieder Thema des Weltwirtschafts- 
gipfels in Tokio im Sommer 1993 sein. 


Angesichts dieser breit gesicherten Abstimmung der weltweiten Unter- 
stützungsmaßnahmen sollte von der Schaffung eines weiteren Rahmen- 
werkes für die gesamteuropäische Zusammenarbeit abgesehen werden, x 
Dies gilt auch für eine Institutionalisierung innerhalb des - auf europäi- 
sche Initiativen beschränkten - Europarats. 
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18. Abgeordneter 

Dr. Uwe 
Holtz 

(SPD) 


Auf welche Art und Weise wird die Bundesregie- 
rung dafür sorgen, günstigere Handelsbedingun- 
gen für die nicht zur EG und EFTA gehörenden 
Ostsee-Anrainerstaaten sicherzustellen, indem 
der Westen die Märkte für Exporte aus diesen 
Ländern öffnet einschließlich für landwirtschaft- 
hche Produkte, und diesen Ländern für vorüber- 
gehende Zeit gestattet, ihre „noch in den Kinder- 
schuhen steckenden Industrien" zu schützen und 
ihre komparativen Vorteile zu nutzen, insbeson- 
dere die niedrigen Lohnkosten? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Johann Eekhoff 
vom 2. April 1993 


Die für die Handelspolitik zuständige Europäische Gemeinschaft hat ge- 
genüber den nicht zu EG und EFTA gehörenden Ostsee-Anrainerstaaten 
eine Reihe von marktöffnenden Maßnahmen getroffen. Sie hat hierbei die 
volle Unterstützung der Bundesregierung erhalten: 


Das Assozüerungsabkommen mit Polen führt - wie auch die Assozüe- 
rungsabkommen mit anderen Staaten Mittel- und Osteuropas - schritt- 
weise zum Aufbau einer Freihandelszone und zum Wegfall sämtlicher 
Zölle und Einfuhrbeschränkungen im industriellen Bereich in einem Zeit- 
raum von 10 Jahren, Mit Rücksicht auf den Stand der wirtschafthchen Ent- 
wicklung Polens erfolgt der Abbau der polnischen Zölle langsamer als der 
der EG. Für junge Industrien ist z, B. im Abkommen mit Polen in Artikel 28 
eine Klausel enthalten, die es Polen erlaubt, für höchstens 5 Jahre einen 
Schutz einzuführen. Auch im Agrarbereich haben sich beide Seiten Kon- 
zessionen gewährt. 


Angesichts der derzeitigen wirtschaftlichen Entwicklung ist die Notwen- 
digkeit für weitere Konzessionen, insbesondere in bestimmten sensiblen 
Produktbereichen, in denen allerdings Polen selbst große Lieferfähigkei- 
ten besitzt, wie z. B. im Stahl-, Textil- und Agrarsektor gegenüber den EG- 
Partnem, aber auch im eigenen Land, derzeit nur schwer zu verdeuthchen. 


Mit den baltischen Staaten hat die Europäische Gemeinschaft Handels- 
und Kooperationsabkommen abgeschlossen. Die Bundesregierung hat 
sich dabei erfolgreich für die Perspektive einer späteren Assoziierung ver- 
wandt. Die baltischen Länder sind in das Allgemeine Zollpräferenz- 
schema der EG einbezogen worden. Dies bedeutet Zollfreiheit bei allen 
Industrie waren, allerdings teilweise im Rahmen von jährlichen Höchst- 
mengen, und Zollzugeständnisse bei einer Reihe von Agrarprodukten. 
Mengenmäßige Beschränkungen bei der Einfuhr von Erzeugnissen aus 
den baltischen Ländern bestehen nicht. Der Europäischen Gemeinschaft 
ist bewußt, daß die Wirtschaft dieser Länder noch für eine geraume Zeit 
eines Zollschutzes bedarf und die Zölle nicht genauso rasch abgebaut wer- 
den können, wie dies von seiten der EG geschieht. 


Was Rußland betrifft, sind positive Impulse für den Handel durch das Part- 
nerschafts- und Kooperationsabkommen zu erwarten, über d^s die Euro- 
päische Gemeinschaft mit Rußland seit November des vergangenen Jah- 
res verhandelt. Dieses Abkommen wird zu einer Stärkung der Wirtschafts- 
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kraft und Exportfähigkeit Rußlands durch umfassende wirtschafthche 
Zusammenarbeit und technische Hilfe beitragen. Die im August 1991 be- 
reits vorgenommene Aufhebung spezifischer mengenmäßiger Einfuhrbe- 
schränkungen der Mitghedstaaten der Gemeinschaft soll in dem Abkom- 
men vertraglich konsolidiert werden. Von Rußland wird dagegen nicht die 
sofortige Abschaffung von Maßnahmen mit gleicher Wirkung, sondern ein 
Abbau in einem noch zu bestimmenden Zeitraum gefordert. 

Die Bundesregierung unterstützt den Vorschlag der Kommission, das 
jetzige Mandat durch eine Evolutionsklausel zu ergänzen, die eine spätere 
Umwandlung des zunächst nicht präferentiellen Abkommens in eine Frei- 
handelszone ermöghchen soll. 

Einseitig hat die Gemeinschaft vor allem aufgrund deutschen Drängens ab 
1. Januar 1993 Rußland (und die anderen Neuen Unabhängigen Staaten) 
in das System der Allgemeinen Zollpräferenzen einbezogen. 

Die Bundesregierung setzt sich in internationalen Gremien dafür ein, daß 
nicht nur die Gemeinschaft, sondern auch andere westliche Länder ihre 
Märkte stärker für die Importe aus Mittel- und Osteuropa sowie aus den 
Neuen Unabhängigen Staaten öffnen. Sie wird diese Forderung auch in 
den bevorstehenden Beratungen der G 7 mit Nachdruck vertreten. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


19. Abgeordneter 

Jan 

Oostergetelo 

(SPD) 


Wie reagiert die Bundesregierung auf den Aufruf 
des Präsidiums des Deutschen Bauernverbandes 
(DBV) vom 9. März 1993 zum Boykott von Substi- 
tuten, verbunden mit der Aufforderung an alle 
Landwirte, vorrangig Mischfutter mit hohen 
Getreideanteilen in der Fütterung einzusetzen, 
und auf welche Weise kann der Tierhalter über- 
haupt rechtsverbindlich erfahren - selbst wenn er 
gewillt ist, Mischfutter mit hohem Getreideanteil 
zu verfüttern -, wie hoch der Anteü an Substitu- 
ten im von ihm verwendeten Mischfutter ist, 
nachdem das geltende Futtermittelrecht eine 
offene Deklaration bei Mischfutter für landwirt- 
schaftliche Nutztiere seit dem 1. Januar 1993 
nicht mehr zuläßt und dies sogar im amtlichen 
Teil der Kennzeichnung verbietet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 31. März 1993 

Die vom Rat der Europäischen Gemeinschaften beschlossene Senkung 
des Preisstützungsniveaus für Getreide wird eine Zunahme der Verfütte- 
rung von Getreide nach der Ernte 1993 zur Folge haben. Die Aufforderung 
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des Präsidiums des Deutschen Bauernverbandes an alle Landwirte, vor- 
rangig Mischfutter mit hohen Getreideanteilen in der Fütterung einzuset- 
zen, kann diese Entwicklung fördern und damit zur Entlastung des Getrei- 
demarktes der Gemeinschaft beitragen. Sie wird daher von der Bundes- 
regierung begrüßt. Ob mehr getreidereiches Mischfutter als bisher ver- 
füttert werden wird, liegt jedoch in der freien Entscheidung des Viehhal- 
ters, die vor allem von Wirtschaftlichkeitsüberlegungen bestimmt ist. 


Bereits in den Antworten vom 22. März 1990, 3. April 1990 und 31. August 
1990 auf Ihre Fragen hat die Bundesregierung die nunmehr nach Ablauf 
der Übergangsfrist ab 1. Januar 1993 geltenden Kennzeichnungsvor- 
schriften für Mischfuttermittel ausführlich dargestellt und kommentiert. 
Danach hat der Mischfutterkäufer die Möglichkeit, sich an Hand der ver- 
pflichtend vorgeschriebenen Angaben über die enthaltenen Einzelfutter- 
mittel in der absteigenden Reihenfolge ihrer Gewichtsanteile {halboffene 
Deklaration) zu orientieren. Darüber hinaus ist auch die Angabe der Ein- 
zelfuttermittel mit ihren Gewichtsanteilen im Vomhundert (offene Dekla- 
ration) freiwillig außerhalb des amtlichen Teils der Kennzeichnung zuläs- 
sig. Im übrigen ist es den Wirtschaftspartnern unbenommen, im Rahmen 
der Kauf Vereinbarungen konkrete Informationen und Garantien über die 
Zusammensetzung des Mischfutters als Bestandteil des Kaufvertrages zu 
vereinbaren. 


20. Abgeordneter 

Dr. Hans 
Stercken 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Bundesrepublik 
Deutschland, welche als Mitglied der Europäi- 
schen Gemeinschaft und damit als Signarstaat 
des Lomeabkommens rechtliche Verpflichtungen 
gegenüber den AKP-Ländern übernommen hat, 
nicht der Auffassung, daß die Binnenmarktord- 
nung für Bananen gemäß Ratsverordnung (EEG) 
404/93 vom 13. Februar 1993 erforderlich ist, um 
die rechtlichen und moralischen Verpflichtungen 
der Gemeinschaft und Deutschlands gegenüber 
den AKP-Staaten unter dem Lomeabkommen 
und seinem Protokoll V über Bananen zu erfül- 
len? 


21. Abgeordneter 

Dr. Hans 
Stercken 

(CDU/CSU) 


Wie beabsichtigt die Regierung ihren Verpflich- 
tungen gegenüber den AKP-Bananenproduzen- 
ten unter dem Lomeabkommen nachzukommen 
und den Schutz von Investitionen und Handel der 
Landwirtschaft zu gewährleisten, die für ihre 
Wirtschaft so lebensnotwendig sind, vor allem in 
den kleineren bananenproduzierenden AKP- 
Ländern der Karibik? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Wolfgang Gröbl 
vom 1. April 1993 


Die Bundesregierung war und ist immer bereit, den wettbewerbsschwä- 
cheren Erzeugern in den AKP-Staaten gezielt zu helfen. Das betrifft alle 
Entwicklungsländer einschließlich der mit der Anfrage angesprochenen. 
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Hierfür bieten sich insbesondere die im Lome IV- Ab kommen vorgesehe- 
nen Strukturbeihilfen an, die mittelfristig zu einer Stärkung ihrer Wett- 
bewerbsfähigkeit führen können. Gemäß Protokoll Nr. 5 zu Lome IV kom- 
men für die AKP-Länder in Frage: 

- Förderung von Erzeugergemeinschaften, um die Marktstellung der 
Erzeuger gegenüber Handel und Verarbeitungsindustrie zu stärken. 

- Förderungsprogramme zur Verbesserung der Produktionsmethoden, 
zur Qualitätssteigerung und zur Rationalisierung der Vermarktung. 

- Marketingprogramme zur Förderung des Absatzes, 

Diese strukturellen Maßnahmen hätten nach Auffassung der Bundesre- 
gierung während einer Übergangszeit durch direkte Einkommenshüfen 
an die Erzeuger ergänzt werden können. 

Die jetzige Regelung wird von der Bundesregierung abgelehnt, weil sie 
das Konkurrenzangebot aus den lateinamerikanischen Entwicklungslän- 
dern zurückdrängt, wodurch diese Entwicklungsländer geschädigt und 
den AKP-Erzeugern noch nicht einmal nachhaltig geholfen wird. Denn 
eine kürzlich erschienene Studie der Weltbank weist nach, daß die Bana- 
nenmarktordnung in erster Linie nur den Händlern von EG- und AKP- 
Bananen nutzt. Die Studie belegt eindrucksvoll, daß von fünf US-Dollar, 
die im Rahmen der vorgesehenen Marktordnung zur Hilfe der wettbe- 
werbsschwächeren Erzeuger ausgegeben werden, lediglich ein US-Dollar 
diese Zielgruppe erreicht. Der Rest bleibt beim Handel hängen. 

Andererseits haben die latein- und zentralamerikanischen Staaten eine 
rentable und standortgerechte Bananenproduktion aufgebaut, die im 
ländlichen Raum viele Arbeitsplätze sichert. Bei einer nach Einführung 
der Marktordnung erfolgenden Reduzierung der Bananenliefemng aus 
diesen Staaten würden schätzungsweise rd. 200000 Arbeitsplätze allein 
bei den Bananenpflanzern verlorengehen. Dies würde die wirtschaftliche 
wie politische Entwicklung in dieser Region gefährden. Die Ausweitung 
des Anbaus von alternativen Drogenprodukten ist zu befürchten. 

Schließlich muß berücksichtigt werden, daß die Einführung der Marktord- 
nung zu einer erheblichen Störung des deutschen Bananenmarktes füh- 
ren wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 


22, Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Welche Kosten für die Durchführung der bevor- 
stehenden „Sozialwahl ’93" fallen bei der Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte an, und 
in welche Einzelpositionen teilen sich diese 
Kosten auf? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. April 1993 

Für die Durchführung der Sozial Versicherungswahlen bei der Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte werden voraussichthch folgende Kosten 
entstehen: 
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1. Gesamtkosten 76,05 Mio. DM. 

Das entspricht je Wahlberechtigten 2,85 DM. 

2. Im einzelnen 

a) Wahlunterlagen 

Herstellung, Versandvorbereitung 
und Auszählung der Stimmzettel 

Porto für Versand 

Porto für rückl auf ende Stimmzettel 

Gesamtkosten für Wahlunterlagen 

b) Öffenthchkeitsarbeit 

Gemeinsame Öffentlichkeitsarbeit mit 
dem VdAK, Wahlvorankündigungsschreiben 
(Herstellung, Versand, Porto, Auswertung 
nichtzustellbarer Rückläufer) 33,3 Mio. DM. 


22,5 Mio. DM 
8,25 Mio. DM 
12 Mio. DM 

42,75 Mio. DM. 


23. Abgeordneter 

Herbert 

Frankenhauser 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
auch die BfA hier ohne weiteres sparsamer Vorge- 
hen könnte, z. B. durch Verzicht auf die schrift- 
liche Vorankündigung der Wahl an rund 26 Mil- 
lionen Versicherte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 6. April 1993 


Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die Bunde sversiche- 
rungsanstalt für Angestellte (BfA) auf die schrifthche Vorankündigung der 
Wahl verzichten sollte. 

Die Selbstverwaltung in der Sozialversicherung und damit die Wahl der 
Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane ist ein wichtiges demokratisches 
Element, das unseren Staat mitprägt. Der Bürger kann für dieses demokra- 
tische Recht jedoch nur dann das gebotene Verständnis aufbringen, wenn 
er in sachgerechter Weise über die bei seinem Versicherungsträger beste- 
henden Selbstverwaltungseinrichtungen und deren Aufgabe und damit 
über den Sinn der Sozialversicherungswahlen informiert wird. Die Ent- 
scheidung darüber, ob und welche Informationen durch den Versiche- 
rungsträger sachgerecht sind, ist eine Selbstverwaltungsangelegenheit 
des Versicherungsträgers. 


Die BfA hat bereits bei den vorgehenden Sozialversicherungswahlen die 
Wahlberechtigten in einer nach Auffassung der Bundesregierung vorbild- 
hchen Weise unterrichtet. Die BfA verfügt über keine regelmäßig erschei- 
nende Mitgliederzeitschrift, in der über die Wahl informiert werden 
könnte. Außerdem werden durch die Wahlvorankündigung viele Ver- 
sicherte (insbesondere latent Versicherte) veranläßt, der BfA Veränderun- 
gen, vor allem auch von Anschriften oder Familiennamen, mitzuteilen, so 
daß die Wahlunterlagen ordnungsgemäß versandt werden können. 
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Es ist deshalb zu begrüßen, wenn die BfA ihre Informationsaufgabe auch 
bei den jetzigen Sozialversicherungswahlen in gleicher Weise nach- 
kommt. Hierbei erscheint es vor allem auch sachlich richtig, die gebotene 
allgemeine Information von den amtlichen Wahlunterlagen getrennt und 
vor deren Versendung den Wahlberechtigten zu übermitteln; andernfalls 
wäre die Gefahr nicht auszuschließen, daß die dem Informationsmaterial 
nur beigefügten amthchen Wahlunterlagen übersehen würden. 


24. Abgeordneter 
Peter 
Keller 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 5. April 1993 

Die zitierten Untersuchungen werden durch die Geschäftsstatistik der 
Bundesanstalt für Arbeit nicht bestätigt. Nach der soeben von der Bundes- 
anstalt für Arbeit vorgelegten Auswertung der Daten der Strukturerhe- 
bung von Ende September 1992 über Arbeitslose im Bundesgebiet West 
waren weniger als 13% der arbeitslosen Männer zwei Jahre und länger 
arbeitslos. Das Merkmal „eigene Bemühungen Arbeitsloser um Arbeit" 
wird in der Statistik der Bundesanstalt für Arbeit nicht erfaßt. 

Bezüglich der Berechnung der Dauer der Arbeitslosigkeit muß davon aus- 
gegangen werden, daß die Methodik des Soziologischen Forschungsinsti- 
tuts (SOFI) Göttingen nicht mit der amtlichen Statistik der Bundesanstalt 
für Arbeit übereinstimmt. Darauf läßt eine Vorabveröffentlichung des 
Instituts schließen; ein Abschlußbericht der Untersuchung ist hier nicht 
bekannt. Grundlage der Untersuchung ist nach der Vorab Veröffent- 
lichung eine Befragung von 115 arbeitslosen Männern und Frauen in zwei 
westdeutschen Kleinstädten. 


Treffen Untersuchungen des soziologischen For- 
schungsinstitutes (SOFI) Göttingen zu, wonach 
rund 40% aller arbeitslosen Männer seit minde- 
stens zwei Jahren ohne Beschäftigung sind und 
dreiviertel hiervon bereits alle eigenen Bemü- 
hungen um Arbeit eingestellt haben? 


25. Abgeordneter 
Peter 
Keller 
(CDU/CSU) 


Reichen die bisher eingeleiteten Maßnahmen im 
Hinblick auf diese Entwicklung aus, um zu ver- 
hindern, daß aus Langzeitarbeitslosen eine neue 
soziale Schicht von Dauerarbeitslosen entsteht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Horst Günther 
vom 5. April 1993 

Für einen Teil der Langzeitarbeitslosen kann mit Hilfe des gesetzhchen 
Arbeitsförderungsinstrumentariums und der zusätzlichen Programme der 
Bundesregierung zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit die Ein- 
gliederung in reguläre Beschäftigung erreicht werden. Bei einem Zusam- 
mentreffen mehrerer vermittlungshemmender Merkmale in der Person 
gelingt eine berufliche Eingliederung nicht in allen Fällen. 

Um die daraus resultierenden Fragen und Probleme zu erkunden, hat das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung das Europäische For- 
schungsinstitut Königswinter beauftragt, auf der Grundlage vorliegender 
Erkenntnisse und Erfahrungen von Experten zu untersuchen, weshalb bei 
den betroffenen Personen Schwierigkeiten hinsichtlich der Persönhch- 
keitsstabilisierung, Motivation u. a. m. für eine aktive Beteiligung am Ar- 
beitsleben auftreten. Auf dieser Basis soll weiter ermittelt werden, welche 
anderen Politikbereiche bei der Lösung der anstehenden Probleme gefor- 
dert sind. 


17 



Drucksache 12/4713 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Famiiie 
und Senioren 


26. Abgeordneter 

Michael 

Habermann 

(SPD) 


Wie hoch waren 1991 und 1992 die jährlichen 
Ausgaben für direkt mit Kindern verbundenen 
Leistungen, wie Kinderlastenausgleich, steuer- 
licher Ausbildungsfreibetrag, BErzGG, BSHG, 
WoGG, BAFÖG, Bundesstiftung „Mutter und 
Kind", Baukindergeld, Nettoausgaben für Unter- 
haltsvorschußgesetz usw., und liegen beim Sta- 
tistischen Bundesamt Angaben über indirekt mit 
Kindern verbundene Leistungen, wie Kindergär- 
ten, Kinderheime, Schulen, Einrichtungen der 
Berufsausbildung (incl. Personal) usw. vor? 


Antwort des Staatssekretärs Albrecht Hasinger 
vom 6. April 1993 


Die Höhe der jährlichen Gesamtausgaben bzw. Steuermindereinnahmen 
für die Jahre 1991 und 1992 sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt 
(Zahlenangaben in Mio. DM, gerundet): 




1991 

1992 

1. 

Kindergeld nach BBKG 

20 477,4 

21 988,7 

2. 

Kinderfreibetrag 
gemäß §32 VI EStG*) 

11 400,0 

17 100,0 

3. 

Ausbildungsfreibetrag 
gemäß §33 all EStG*) 

1 040,0 

1 060,0 

4. 

Erziehungsgeld nach BErzGG 

5 905,8 

7 222,2 

5. 

Wohngeld * * ) 

4 539,0 

6 824,0 

6. 

Ausbüdungsförderung nach BAföG 

3 920,0 

3 892,0 

7. 

Bundesstiftung „Mutter und Kind" * * * ) 

140,0 

140,0 

8. 

Baukindergeld 
gemäß § 34 f EStG*) 

860,0 

1 090,0 

9. 

Unterhaltsvorschuß - 
Nettoausgaben gemäß UVG * • * *) 

184,2 

214,6 


*) Schätzungen der Steuermindereinnahmen auf der Griindlage des jeweils 
geltenden Rechts. 

• •) Die Zahlenangaben beinhalten die Gesamtausgaben für Leistungen nach 
dem WoGG und WoGSoG. 

* * *) Nicht enthalten sind die Mittel für den Hilfsfonds für schwangere Frauen 
in Not in den neuen Bundesländern 1991: 40 Mio. DM, 1992: 80 Mio. DM. 

* * * *) Grundlage der Zahlenangaben ist die Verrechnung der jeweiligen Ist-Ein- 
nahmen mit den jeweUigen Ist- Ausgaben. 


Die Gesamtausgaben für Sozialhilfe im Jahr 1991 betrugen 37,3 Mrd. DM. 
Eine Untergliederung nach direkt mit Kindern verbundenen Leistungen 
ist nicht möglich. Insoweit verweise ich auf die Antwort zur Frage 72 
in Drucksache 12/4296. Zahlen für 1992 liegen noch nicht vor. 
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Jahresergebnisse der Jugendhilfestatistik für die Jahre 1991 und 1992 
liegen ebenfalls noch nicht vor. Die Bruttoausgaben für die öffentliche 
Jugendhilfe im Jahre 1990 (alte Bundesländer) betrugen 10,78 Mrd. DM. 
Davon wurden 5,47 Mrd. DM für Tageseinrichtungen für Kinder und 
2,64 Mrd. DM für den Bereich der Heimerziehung ausgegeben. 

Angaben über Schulen und Einrichtungen der Berufsausbildung ver- 
öffentlicht das Statistische Bundesamt als laufende Berichterstattung in 
seiner Fachserie 11 „Bildung und Kultur", als ausgewählte Beiträge in 
„Wirtschaft und Statistik" und zum Teü im Statistischen Jahrbuch. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


27. Abgeordneter 

Hans 

Büttner 

(Ingolstadt) 

(SPD) 


Kann ein Krankenhaus Wahlleistungen gemäß 
§ 7 Bundespflegesatzverordnung abrechnen, 

wenn als Wahlleistung ausdrücklich nur „Chef- 
arztbehandlung" angeboten wird und trotzdem 
die Behandlung durch andere Ärzte erfolgt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 2. April 1993 


Neben den Pflegesätzen zur Vergütung der allgemeinen Krankenhauslei- 
stungen dürfen nach § 7 Bundespflegesatzverordnung (BPflVO) als Wahl- 
leistungen auch sog. wahlärztliche Leistungen gesondert berechnet 
werden, wenn diese die allgemeinen Krankenhausleistungen nicht 
beeinträchtigen und die gesonderte Berechnung vor Erbringung der Lei- 
stungen zwischen Krankenhaus und Patient schriftlich vereinbart wird. 
Die mit den Pflegesätzen abgegoltenen allgemeinen Krankenhausleistun- 
gen umfassen auch die ärztlichen Leistungen, soweit diese unter Berück- 
sichtigung der Leistungsfähigkeit des Krankenhauses für eine nach Art 
und Schwere der Erkrankung des Patienten medizinisch zweckmäßige 
und ausreichende Versorgung notwendig sind. Insoweit besteht jedoch 
kein Anspruch auf die Behandlung durch bestimmte Ärzte des Kranken- 
hauses. 

Wahlärztliche Leistungen unterscheiden sich von der ärztlichen Versor- 
gung im Rahmen der allgemeinen Krankenhausleistungen vornehmlich 
dadurch, daß anstelle der vom Krankenhaus bestimmten Ärzte die ärzt- 
liche Behandlung durch vom Patienten gewählte hquidationsberechtigte 
Krankenhausärzte (in der Regel Chefärzte) durchgeführt wird. Die nach 
der Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ) gesondert zu berechnenden wahl- 
ärztlichen Leistungen erstrecken sich nach § 7 Abs. 3 BPflVO auf alle an 
der Behandlung des Patienten beteiligten hquidationsberechtigten Ärzte 
des Krankenhauses einschließlich der von diesen Ärzten ggf. veranlaßten 
Leistungen von Ärzten und ärztlich geleiteten Einrichtungen außerhalb 
des Krankenhauses. 
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Die Vereinbarung wahlärztlicher Leistungen ist somit auf die persönliche 
Behandlung durch bestimmte Ärzte gerichtet. Dem Wesen wahlärztlicher 
Leistungen als persönliche Dienstleistung liquidationsberechtigter Ärzte 
würde die gesonderte Berechnung der Behandlung durch andere Ärzte in 
der Regel nicht entsprechen. Allerdings darf nach der Rechtsprechung ein 
im Rahmen wahlärzthcher Leistungen zur höchstpersönlichen Behand- 
lung verpflichteter Chefarzt z. B. die Durchführung einer unaufschieb- 
baren Operation an seinen allgemeinen Stellvertreter delegieren, wenn er 
selbst durch ein plötzliches unvorhersehbares Ereginis verhindert ist. 
Nicht statthaft wäre dagegen eine generelle Delegation wahlärztlicher 
Leistungen an nicht liquidationsberechtigte Ärzte. 


Welche EG -rechtlichen Bestimmungen sprechen 
im Zuge des seit Januar 1993 bestehenden Bin- 
nenmarktes dagegen, das bereits in Frankreich 
und Großbritannien zugelassene und ange- 
wandte Hormonpräparat RU 486 - wie es auch 
§ 73 des Arzneimittelgesetzes vorsieht - in die 
Bundesrepublik Deutschland zu importieren und 
hier zum Verkauf freizugeben? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
vom 2. April 1993 

Artikel 3 der Richtünie des Rates 65/65/EWG vom 26. Januar 1965 zur 
Angleichung der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften über Arzneispe- 
ziaütäten (ABI. Nr. 22 vom 9. Februar 1965) schreibt vor, daß Arzneimittel 
in einem Mitgüedstaat erst dann in den Verkehr gebracht werden dürfen, 
wenn die zuständige Behörde dieses Mitgliedstaates die Genehmigung 
dafür erteilt hat. Die weiteren Einzelheiten des Zulassungsverfahrens sind 
in den Artikeln 4 ff. der Richtlinie 65/65/EWG geregelt. 

Der Grundsatz der Zulassungspflicht für Arzneimittel vor ihrem Inver- 
kehrbringen ist in § 21 des Arzneimittelgesetzes umgesetzt. Für Arznei- 
mittel, die in den Geltungsbereich des Arzneimittelgesetzes verbracht 
werden sollen (z. B. aus EG-Mitgliedstaaten), schreibt § 73 Abs. 1 des Arz- 
neimittelgesetzes grundsätzhch vor, daß sie zum Verkehr im Geltungs- 
bereich des Arzneimittelgesetzes zugelassen sein müssen, wenn sie der 
Zulassungspflicht unterliegen. 

Die Verwirklichung des EG-Binnenmarktes zum 31. Dezember 1992 hat 
an der geschilderten EG-Rechtslage keine Veränderungen herbeigeführt. 
Artikel 3 ff. der Richtlinie 65/65/EWG hat nach wie vor Gültigkeit. Dem- 
entsprechend besteht gegenwärtig noch die Verpflichtung, daß für jedes 
in einem anderen EG -Mitgliedstaat zugelassene Arzneimittel, wenn es in 
der Bundesrepubhk Deutschland in den Verkehr gebracht werden soll, ein 
Antrag auf Zulassung bei der Zulassungsbehörde gestellt werden muß. 
Erst nach der Zulassungsentscheidung ist dieses Arzneimittel in der Bun- 
desrepubhk Deutschland verkehrsfähig. Das Präparat RU 486 darf dem- 
zufolge mangels einer arzneimittelrechtlichen Zulassung in der Bundes- 
repubhk Deutschland derzeit generell nicht eingeführt und vertrieben 
werden. 

Als Ausnahme von dem Verbringungsverbot in § 73 Abs. 1 des Arzneimit- 
telgesetzes sieht Absatz 3 der genannten Vorschrift vor, daß im Einzelfall 
auch nicht zugelassene Arzneimittel, die zulassungspflichtig sind, durch 
Apotheken bestellt und abgegeben werden dürfen, wenn sie im Her- 
kunftsland in den Verkehr gebracht werden dürfen und sie nur in gerin- 
gen Mengen auf ärztliche Verschreibung und auf besondere Bestellung 


28. Abgeordnete 

Regina 

Schmidt-Zadel 

(SPD) 
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einzelner Personen bezogen und abgegeben werden. Diese ausnahms- 
weise zulässige Verbringungsmöglichkeit im Einzelfall wird jedoch im 
Hinblick auf RU 486 praktisch nicht relevant werden, weil dieses Präparat 
in Frankreich und England einer strengen Vertriebswegregelung vom 
Hersteller zu der autorisierten Einrichtung unterliegt und der Verbleib der 
gelieferten Menge einer strengen Kontrolle unterworfen ist (z. B. Doku- 
mentationspfhcht der Einrichtung). Auch im Rahmen des künftigen 
Systems für den freien Arzneimittelverkehr in der europäischen Gemein- 
schaft wird es keine automatische gegenseitige Anerkennung von natio- 
nalen Arzneimittelzulassungen geben. Die dieses Verfahren regelnde EG- 
Richtlinie, über die der Rat der Europäischen Gemeinschaften nach erster 
Lesung einen gemeinsamen Standpunkt herbeigeführt hat, sieht vor, daß 
der Inhaber einer Zulassung einen Antrag auf Anerkennung der Zulas- 
sung in demjenigen EG-Mitgliedstaat stellen kann, in dem er das Arznei- 
mittel zusätzlich in den Verkehr bringen wül. Bei Auffassungsunterschie- 
den über die Sicherheit des Arzneimittels kann der Mitgliedstaat, der die 
bereits erteilte Erstzulassung anerkennen soll, widersprechen. Ggf. kann 
dann das Schiedsverfahren bei der EG-Kommission in Gang gesetzt wer- 
den. 

Die künftigen Regelungen für das Inverkehrbringen von Arzneimitteln in 
der Europäischen Gemeinschaft zeigen, daß trotz Binnenmarkt der größte 
Teil der auf den nationalen Märkten verfügbaren Arzneimittel nicht auto- 
matisch in dem Gebiet der Europäischen Gemeinschaft verkehrsfähig sein 
wird. Etwas anderes gilt nur für den sehr schmalen Sektor der hochtechno- 
logischen Arzneimittel, die künftig eine zentrale Zulassung durch die EG- 
Kommission erhalten sollen. Diese Regelungen werden voraussichtlich ab 
1996 verbindlich. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 


29. Abgeordneter Da nach Aussagen von Bundesminister Dr. Gün- 

Dr. Peter ther Krause am 18. März 1993 in Wernigerode der 

Eckardt Eisenbahnlückenschluß im Nordharz (Ver- 

(SPD) kehrsprojekt deutsche Einheit) jetzt von Eigen- 

tümern behindert wird, die für den Bau der Eisen- 
bahnstrecke ihre Liegenschaften nicht veräußern 
wollen, frage ich die Bundesregierung, seit wann 
dem Bundesminister für Verkehr diese Weige- 
rungen bekannt sind und ob das Bundesministe- 
rium für Verkehr willens ist, möglichst schnell 
Enteignungsverfahren zu fördern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. April 1993 

Dem Bundesministerium für Verkehr gegenüber haben am 2. Februar 
1993 acht Unterzeichner aus Stapelburg erklärt, daß sie zum Verkauf der 
für die Streckenführung Stapelburg — Vienenburg benötigten Flächen 
nicht bereit sind. 

Die Deutsche Reichsbahn teilte hierzu mit, daß der Grunderwerb für den 
Neubau der Strecke Stapelburg ~ Vienenburg im Zuge der in den betrof- 
fenen Gemeinden Stapelburg, Abbenrode und Veckenstedt anstehenden 
Verfahren zur Flurneuordnung vorgenommen werden soll. 
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In dieser Flurneuordnung sollen mit allen Betroffenen die künftigen Gren- 
zen der landwirtschafthchen Flächen unter Berücksichtigung der neuen 
Eisenbahnstrecke so festgelegt werden, daß sie landwirtschaftüch- 
betriebüch gut nutzbar sind bzw. bleiben und wenig Rest- oder Anschnitt- 
flächen entstehen. 


30. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung die Ausset- 
zung der Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 in der 
Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 1893/91 
durch Ausnahmeverordnung der Bundesregie- 
rung vom 31. Juli 1992 bis zum 31. Dezember 
1994 über diesen Termin hinaus zu verlängern, 
und welche Gründe veranlassen die Bundes- 
regierung, Unternehmen, deren Tätigkeit aus- 
schließüch auf den Betrieb von Stadt-, Vorort- 
und Regionalverkehrsdiensten beschränkt ist, 
von der EG-Verordnung auszunehmen oder in 
deren Anwendungsbereich einzubeziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. April 1993 


Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die Aussetzung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1191/69 in der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 1893/91 
über den 31. Dezember 1994 hinaus zu verlängern. Die Verordnung ist im 
wesentlichen eine Finanzierungsregelung für gemeinwirtschaftliche Lei- 
stungen. Die Länder beabsichtigen, im Zusammenhang mit der Regionali- 
sierung des Schienenpersonennahverkehrs die Aufgaben- und Finanzie- 
rungsverantwortung auch für den ÖPNV auf der Straße auf die kommu- 
nale Ebene zu verlagern und auch diese Verkehre der EG-Verordnung zu 
unterstellen. Sie planen daher eine Initiative für die entsprechende Novel- 
herung des Personenbeförderungsgesetzes. Aus diesen Gründen entfällt 
eine weitere Aussetzung der EG-Verordnung. 


31. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Möglichkei- 
ten zur Beibehaltung oder Auferlegung von Ver- 
pflichtungen des öffentlichen Dienstes im Stadt-, 
Vorort- oder Regionalverkehr zu schaffen, und 
wenn ja, in welcher Weise? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. April 1993 


Die Verordnung (EWG) Nr. 1191/69 in der Fassung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1893/91 siehtneben Verträgen über Verkehrsdienste aufgrund 
von Verpflichtungen des öffenthchen Dienstes auch weiterhin für den 
Stadt-, Vorort- oder Regionalverkehr (Nahverkehr) die Möglichkeit vor, 
Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes aufzuerlegen. Die Verordnung 
gilt heute schon für die Bundeseisenbahnen. Für andere Verkehrsunter- 
nehmen, die Nahverkehr auf Schiene und Straße betreiben, ist sie bis zum 
31. Dezember 1994 ausgesetzt. Danach wird sie auch für diese mit der 
Folge gelten, daß Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes im Nahver- 
kehr, soweit sie bereits existieren, beibehalten oder neu auf erlegt werden. 
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32. Abgeordneter 

Reinhold 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Manfred Carstens 
vom 1. April 1993 

Die Verpflichtung zur getrennten Rechnungsführung und das Verbot von 
Transfers von oder zu anderen Unternehmensbereichen gemäß Artikel 1 
Abs. 5 der EG-Verordnung 1191/69 i. d. F. der EG-Verordnung 1893/91 
betrifft nach Auffassung der Bundesregierung ausschließlich Verkehrs- 
unternehmen, denen Verpflichtungen des öffentlichen Dienstes auferlegt 
sind und die auch eigenwirtschafthch Verkehrsleistungen erbringen. Sie 
bezieht sich nicht auf Unternehmen mit internen Quersubventionierun- 
gen aus nichtverkehrlichen Bereichen. 


Betrifft nach Auffassung der Bundesregierung 
die Auferlegung einer getrennten Rechnungs- 
führung und das Verbot von Transfers von oder 
zu anderen Untemehmensbereichen gemäß Arti- 
kel 1 Abs. 5 der EG-Verordnung 1191/69 i. d. F. 
der EG-Verordnung 1893/91 ledighch Transfers 
innerhalb eines Verkehrsunternehmens mit Ver- 
pflichtungen des öffentlichen Dienstes als auch 
eigenwirtschafflichen Bereichen oder sind davon 
auch Unternehmen mit internen Quer Subventio- 
nierungen aus nicht verkehrlichen Bereichen 
betroffen? 


33. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung auch im Hinbhck auf 
die finanziellen Engpässe Berlins die Anordnung 
des Bundesministers für Verkehr, Dr. Günther 
Krause, für gerechtfertigt, nach der auch in Berhn 
bei Neuanschaffungen von S-Bahnzügen anstelle 
der bisher üblichen 1,10 m Wagenfußbodenhöhe, 
die in westdeutschen Städten übhche Höhe von 
1,03 m eingeführt werden soll, wo doch bekannt 
ist, daß der Einsatz von niedrigen S-Bahnzügen 
einerseits eine äußerst kostspielige Absenkung 
der Berliner S-Bahnsteige um 7 cm erforderlich 
machen würde und andererseits die Einstiegs- 
möglichkeiten für behinderte Mitbürgerinnen 
und Mitbürger unzumutbar erschwert würden, 
da sie nach einer Bahnsteigabsenkung beim Ein- 
stieg in weiterhin verkehrende alte, und damit 
hohe Züge, eine Höhendifferenz zwischen Bahn- 
steigkante und Wagenfußboden von 14 cm über- 
winden müßten, und ist die Bundesregierung be- 
reit, die finanziellen Kosten für die anfallenden 
Umbauarbeiten zu tragen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 5. April 1993 

Der Bundesminister für Verkehr hat den Vorstand der Deutschen Reichs- 
bahn am 5. März 1992 gebeten, bei den für Berlin neu zu beschaffenden 
S-Bahn-Fahrzeugen die Regel-Fußbodenhöhe von ca. 1 m über Schienen- 
oberkante vorzusehen. In Verbindung mit einer auch im S-Bahn-Netz von 
Berlin ganz überwiegend vorhandenen Bahnsteighöhe von 96 cm über der 
Schienenoberkante gemäß den Vorschriften der Eisenbahn-Bau- und Be- 
triebsordnung (EBO) ergibt sich mit derartigen Fahrzeugen ein kunden- 
und anerkannt behindertengerechter Übergang zwischen Wagenfuß- 
boden und Bahnsteigkante. Die verbleibende geringe Höhendifferenz 
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von 4 cm berücksichtigt technisch bedingte Toleranzen beim Fahrzeug. 
Demgegenüber ist der beim Einstieg zu überwindende Höhenunterschied 
zwischen den in Berlin noch vorhandenen S-Bahn-Fahrzeugen mit einer 
Fußbodenhöhe von 1,10 m und mehr und den in den letzten Jahren z. T. 
auf 1,03 m erhöhten Bahnsteigen mit 70 bis 160 mm etwa doppelt so groß 
und kann kaum noch als rollstuhlgerecht angesehen werden. Bei dieser 
Situation hat der Bundesminister für Verkehr verlangt, daß auch im 
S-Bahn-Netz Berlin die geschilderte optimale Einstiegsituation verwirk- 
licht wird. In den entsprechenden Anweisungen wurde die für S-Bahn- 
steige geltende Regelhöhe von 96 cm nur bei grundlegenden Erneuerun- 
gen gefordert. Die Annahme, Bahnsteige mit 1,03 m Höhe müßten gene- 
rell ab gesenkt werden, trifft nicht zu. 


34. Abgeordnete 

Dr* Sigrid 
Semper 

(F.D.P.) 


Welche Maßnahmen zur Minderung der fiskali- 
schen Belastung des Verkehrsgewerbes (z. B. 
Kfz-Steuersenkung) sind zur Harmonisierung der 
Verkehrswirtschaft unter den Bedingungen des 
EG-offenen Marktes vorgesehen (kurz-, mittel-, 
langfristig)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 2. April 1993 

Das Urteil des Europäischen Gerichtshofes vom 19. Mai 1992, mit dem das 
Straßenbenutzungsgebührengesetz vom 30. April 1990 für nicht vereinbar 
mit dem EWG-Vertrag (Artikel 76) erklärt wurde, hat den Spielraum für 
eine nationale Lösung, die sowohl zur angemessenen Anlastung der 
Wegekosten als auch zur Angleichung der Wettbewerbsbedingungen 
führt, stark eingeengt. Eine Absenkung der Kfz- Steuer für deutsche Lkw 
auf mittleres EG-Niveau bei gleichzeitiger Einführung einer Autobahnge- 
bühr für In- und Ausländer ist nur über eine einvernehmliche Entschei- 
dung des EG -Rates (Verkehr) in Brüssel herbeizuführen. 

Der EG -Rat Verkehr hat sich am 15. März 1993 erneut intensiv mit dem 
Vorschlag der EG -Kommission über die Einführung eines Mindestsatzes 
bei der Kraftfahrzeugsteuer und den Kriterien für die Einführung einer 
Autobahngebühr für LKW befaßt. Da eine Einigung über diesen Vorschlag 
und verschiedene Alternativmodelle nicht erreicht werden konnte, wurde 
eine Arbeitsgruppe hoher Beamter eingesetzt, die bis zum Juni dieses 
Jahres eine konsensfähige Entscheidungsunterlage vorbereiten soll. 

Der Bundesminister für Verkehr wird weiter mit Nachdruck für eine von 
der EG getragene Lösung eintreten, die den deutschen Interessen der Ver- 
kehrs- und Umweltpolitik gerecht wird. 


35. Abgeordnete 

Dr. Sigrid 

Semper 

(F.D.P.) 


Ist beabsichtigt, die Wirtschaftsförderung „Auf- 
bau Ost" durch eine 20%ige Investitionszulage 
- nunmehr nach Kenntnis der Notwendigkeit - 
auch für das ostdeutsche Straßenverkehrs ge- 
werbe zu gewähren? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 2. April 1993 

Entsprechend dem Verbrauchsteuer-Binnenmarktgesetz vom 21. Dezem- 
ber 1992 (BGBl I S, 2150) erhöht sich die Investitionszulage auf 20% für 
Betriebe des verarbeitenden Gewerbes und des Handwerks. 
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Die gesetzgebenden Körperschaften waren nach eingehender Beratung 
und in Kenntnis der Umstände der Auffassung, daß vorrangig eine ge- 
zielte Förderung in diesen Bereichen notwendig ist. 

Eine weiter gehende Investitionsförderung war in Anbetracht der ange- 
spannten Haushaltstage nicht möglich. 


36. Abgeordnete 

Dr. Sigrid 
Semper 

(F.D.P.) 


Ist zu erwarten, daß durch eine pohtische Ent- 
scheidung eine Änderung des Güterverkehrs- 
rechts (GüKG) dahin gehend erfolgt, daß den 
Fernverkehrsunternehmen der neuen Länder, 
deren Existenz an Genehmigungen nach § 19 a 
GüKG gebunden ist, ein Besitzstandsschutz 
durch Umwandlung in eine „Rote Konzession" 
gewährt wird (bedarfsgerechte Erhöhungen der 
Genehmigungen durch Verordnung)? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wilhelm Knittel 
vom 2. April 1993 

Im Jahr 1992 wurde die Zahl der Güterfemverkehrsgenehmigungen um 
rund 4 000 auf gestockt. Darüber hinaus haben die Länder die Möglichkeit 
erhalten, gut ausgenutzte § 19 a- Genehmigungen im Umfang von bis 
zu 20% der jeweiligen Landesquote - dies sind rund 10800 Genehmigun- 
gen - in allgemeine Güterfernverkehrsgenehmigungen umzutauschen. 
Die Erteilungs- bzw. Umwandlungsverfahren sind gerade erst abge- 
schlossen. Vor einer weiteren Erhöhung müssen die Auswirkungen dieser 
Maßnahme auf den Güterkraftverkehrsmarkt beobachtet werden. Zur 
Zeit ist festzustellen, daß im Güterfernverkehr unter Berücksichtigung des 
zur Verfügung stehenden Frachtaufkommens keine Kapazitätsengpässe 
bestehen, dies güt insbesondere für die neuen Länder. Zur weiteren Ver- 
gabepraxis bei § 19 a- Genehmigung finden im Rahmen des Bund/Länder- 
Fachausschusses „Güterkraftverkehr" auch künftig Abstimmungsgesprä- 
che statt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


37. Abgeordnete 

Dr. Marliese 
Dobberthien 

(SPD) 


Sind der Bundesregierung die Ergebnisse der 
drei neuen wissenschaftlichen Studien aus Groß- 
britannien („Oxf Order Untersuchung zu Krebsfäl- 
len in der Kindheit", eine weitere Studie im Auf- 
trag des „Imperialen Krebsforschungsfonds" 
Oxford zu Kinderkrebs-Erkrankungen in der 
Nähe nuklearer Einrichtungen, eine dritte Studie 
zu diesem Thema unter besonderer Berücksichti- 
gung der Verbindung zwischen Müttern und Kin- 
dern, erschienen in der britischen Ärzte -Zeit- 
schrift) bekannt, die eine Verbindung zwischen 
Atomkraft und der häufigeren Krebserkrankung 
von Kindern nach weisen konnten, und welche 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus 
diesen Studienergebnissen? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 2. April 1993 

Die Ergebnisse dieser Studien sind der Bundesregierung bekannt. Sie soll- 
ten der Klärung der Hypothese dienen, ob bei Kindern von Vätern, die in 
kerntechnischen Anlagen arbeiten, eine erhöhte Leukämieinzidenz auf- 
tritt. Eine Überprüfung durch das Bundesamt für Strahlenschutz hat keine 
neuen Erkenntnisse gebracht. Zum einen ist die Anzahl der Fälle für eine 
statistische Aussage zu gering (drei Fälle), andererseits ist die Strahlen- 
exposition der Väter so niedrig, daß ein Zusammenhang nicht zu belegen 
ist. Die Autoren der Studien selbst finden keine ausreichenden Erklärun- 
gen für ihre Ergebnisse. 

Daher sieht die Bundesregierung keine Notwendigkeit, aus diesen Stu- 
dienergebnissen Konsequenzen zu ziehen. 


38. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Trifft es zu, daß mehr als 1 000 t Plastikmüll mit 
dem grünen Punkt aus den Niederlanden, der 
Schweiz und Deutschland nach Indonesien 
exportiert wurden, und wenn ja, handelt es sich 
um einen genehmigten oder ülegalen Export? 


39. Abgeordnete 

Birgit 

Homburger 

(F.D.P.) 


Was geschieht dann mit diesem Deponiemüll, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
solche unnötigen Exporte in Zukunft zu verhin- 
dern? 


Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 5. April 1993 

Aus der Bundesrepublik Deutschland wurden laut Mitteilung der Duales 
System Deutschland GmbH (DSD) 94 Tonnen Kunststoffe aus Sammlun- 
gen der DSD zur Probeverarbeitung nach Indonesien verbracht. Die Ex- 
porte erfolgten nach vorheriger Anzeige der Exportabsicht beim Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit und nach Vor- 
lage der in den Feststellungsbescheiden der Länder geforderten Unter- 
lagen. Welche Mengen aus den anderen Herkunftsländern nach Indone- 
sien verbracht wurden, entzieht sich der Kenntnis der Bundesregierung. 

Die nach Indonesien exportierten Kunststoffe wurden mit dem Ziel der 
Verwertung exportiert und sind dort im Rahmen der Probeverarbeitung 
vollständig verwertet worden; die Bezeichnung Deponiemüll ist in zweier- 
lei Hinsicht unzutreffend, als es sich weder um Müll handelt noch um 
deponierelevante Stoffe. Die Frage der Notwendigkeit solcher Exporte 
ergibt sich aus der fehlenden Verwertungskapazität im Inland; diese zu 
schaffen ist Aufgabe der Wirtschaft in Wahrnehmung der ihr mit der Ver- 
packungsverordnung zugewiesenen Produktverantwortung. 

Im übrigen verweise ich auf die Antworten der Bundesregierung auf die 
Fragen der Abgeordneten Marion Caspers-Merk und Dr. Liesel Harten- 
stein in der Fragestunde vom lO./ll. März 1993 (Plenarprotokoll 12/146 
S. 12581 ff.). 


40, Abgeordneter 

Steffen 

Kampeter 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung eine recht- 
hche Verpflichtung zum Einsatz von Filter- 
geräten zur Entsorgung keimbelasteter 
Schwermetallreste aus den Vorschalt- und Grob- 
sieben zahnärztlicher Praxen? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 
vom 2. April 1993 

Nach dem am 1. Januar 1987 in Kraft getretenen Fünften Gesetz zur Ände- 
rung des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) sind für das Einleiten von Ab- 
wasser, das gefährliche Stoffe enthält, Anforderungen nach dem fort- 
schrittiichen Stand der Technik festzulegen. Mit der am 3. Juh 1987 erlas- 
senen Abwasserherkunftsverordnung werden die betreffenden Her- 
kunftsbereiche festgelegt, in denen Abwasser mit gefährlichen Stoffen 
anfällt. Ziel ist es, diese Stoffe möglichst den Gewässern fernzuhalten. 

Entsprechend hat die Bundesregierung seit dem Jahre 1989 insgesamt 
35 neue oder verschärfte Abwasservorschriften erlassen. Eine dieser Vor- 
schriften - Anhang 50 zur Rahmen- AbwasserVwV - gilt für den Bereich 
der Zahnbehandlung. 

In diesem Bereich fallen in erster Linie keimbelastete Schwermetallreste 
als Amalgam an. Das Amalgam liegt nach dem Ausbohren der Zahnfüllun- 
gen zum Teü in sehr feiner Körnung vor. 

Die Vorschrift fordert, daß vor Vermischung mit sonstigem Sanitärab Was- 
ser die Amalgamfracht des Rohabwassers aus den Behandlungsplätzen 
um mindestens 95%, z. B. durch einen Amalgamabscheider oder andere 
Fütersy Sterne, verringert wird. 

Die überwachende Landesbehörde kann davon ausgehen, daß die Anfor- 
derung eingehalten ist, wenn ein durch Prüfzeichen zugelassener Amal- 
gamabscheider eingebaut ist und betrieben wird. Heute stehen erprobte 
Geräte von mehreren Herstellern zur Verringerung des Amalgamgehaltes 
des Abwassers nach dem Stand der Technik zur Verfügung. 

Die Vorschrift verlangt außerdem, das abgeschiedene Amalgam in einem 
dazu geeigneten Behälter aufzufangen sowie gemäß den geltenden 
Hygienevorschriften und den abfallrechthchen Bestimmungen einer Ver- 
wertung zuzuführen. Durch die geforderte Aufarbeitung des eingesam- 
melten Materials und dessen anschließende Lieferung ah Hersteller oder 
Aufarbeiter von Amalgam wird der Stoffkreislauf geschlossen. Durch die 
Rückhaltung des Amalgams wird Quecksilber in der Größenordnung von 
mindestens etwa 10 Tonnen jährhch den Gewässern ferngehalten. 

Von den Regelungen sind in den alten Bundesländern mindestens 30000 
Zahnarztpraxen betroffen. 

Die Verwaltungsvorschriften nach § 7 a WHG richten sich an die Vollzugs- 
behörden der Länder und sind für neue Einleitungen sofort bindend. Für 
bereits bestehende Abwassereinleitungen legt die jeweilige Landesbe- 
hörde gemäß § 7 a Abs. 2 WHG in eigener Verantwortlichkeit Sanierungs- 
fristen fest. Von einigen Ländern sind entsprechende Regelungen erlas- 
sen, in denen Übergangsfristen zur Nachrüstung bestehender Zahnarzt- 
praxen festgelegt sind. So gelten für das Land Nordrhein- Westfalen die als 
Anlage beigefügten Bestimmungen *)• 


41. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Angaben dazu 
machen, inwiefern sich die europäische „Richt- 
linie des Rates vom 27. Juni 1985 über die Um- 
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öf- 
fentlichen und privaten Projekten", die von der 
Bundesregierung erst im Jahr 1990 in nationales 
Recht umgesetzt worden ist, bei der Planung und 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Durchführung von Großprojekten im Zeitraum 
von 1988 bis 1992 ausgewirkt hat, und bei wel- 
chen Großprojekten sie - auf geschlüsselt nach 
Bundesländern - Anwendung gefunden hat? 

Antwort des Bundesministers Dr. Klaus Töpfer 

vom 5. April 1993 

1. Der Vollzug des UVP-Gesetzes und der einschlägigen Fachgesetze 
hegt nach dem Grundgesetz bei den Ländern. Die Bundesregierung 
kann daher für diesen Bereich der Länderverwaltung keine Angaben 
machen, inwiefern sich die UVP-Richtlinie bei der Planung und Durch- 
führung von Großprojekten im Zeitraum von 1988 bis 1992 ausgewirkt 
hat und bei welchen Großprojekten sie - aufgeschlüsselt nach Bundes- 
ländern - Anwendung gefunden hat. 

2. Eine Aufstellung und Aufschlüsselung der im Zeitraum von 1988 bis 
1992 durchgeführten Projekte im Bereich des Bundesfernstraßenbaues 
(Bundesaüftragsverwaltung) sowie im Bereich der Deutschen Bundes- 
bahn ist in der Kürze der Zeit seitens der Bundesregierung nicht mög- 
hch. 

3. Die im Bereich der bundeseigenen Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
in der Zeit von 1988 bis 1992 durchgeführten Umweltverträglichkeits- 
untersuchungen und Umweltverträghchkeitsprüfungen ergeben sich 
aus der beigefügten Anlage * ). 

4. Im von den Ländern im Auftrag des Bimdes verwalteten Bereich Luft- 
fahrt (Flughäfen) ist kein Anwendungsfall gegeben. Das Projekt „Flug- 
hafen München" war vor 1988 planerisch abgeschlossen. 

5. Hinsichtlich des als Endlager für radioaktive Abfälle vorgesehenen 
Schachtes Konrad in Niedersachsen wird ein Planf es tstellungsverf äh- 
ren nach § 9b Atomgesetz mit Umweltverträghchkeitsprüfung durch- 
geführt. Hinsichtlich der Erkundung des Salzstockes Gorleben auf 
seine Eignung als Endlager für radioaktive Abfälle wird im Zuge des 
bergrechtiichen Rahmenbetriebsplanverfahrens auf Veranlassung der 
zuständigen Genehmigungsbehörde eine Umweltverträglichkeitsprü- 
fung durchgeführt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie 


42. Abgeordnete 

Siegrun 

Klemmer 

(SPD) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Gefahr ein, 
die von verschiedenen Wissenschaftlern im Zu- 
sammenhang mit den im französischen For- 
schungsreaktor PHEBUS geplanten Simulatio- 
nen eines Atomunfalls gesehen wird, die angeb- 
hch dazu dienen sollen, die Grundlage für eine 
Forderung nach Abschwächung der heutigen 
Genehmigungsverfahren für kerntechnische 
Anlagen zu hefem? 


* ) Vom Abdruck der Anlage wurde aufgrund der Nummer 13 Satz 2 in Verbindung 
mit Nummer 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Fragestunde 
und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 6. April 1993 

Vom Commissariat a L'Energie Atomique (CEA) ist die Durchführung 
von Experimenten am PHEBUS- Versuchsreaktor im Forschungszentrum 
Cadarache, Frankreich vorgesehen. Die Versuche haben das Ziel, das 
Abschmelzen von einzelnen Brennstäben und die Freisetzung von Spalt- 
produkten sowie deren physikalisch/chemische Wechselwirkungen beim 
Transport durch Rohrleitungen zu untersuchen. Die experimentellen 
Daten werden zur Verifikation von Rechenprogrammen benötigt. 

Eine Abschwächung der heutigen Genehmigungsverfahren für kerntech- 
nische Anlagen in Deutschland kann aus den Versuchen nicht abgeleitet 
werden. Die Versuche dienen vielmehr einem besseren Verständnis der 
Begleitumstände bei extrem unwahrscheinlichen Unfällen und ermög- 
lichen damit eine weitere Verminderung des Restrisikos. 

Die Versuchsstrecke besteht aus 20 Brennstäben von 1 m Länge, die von 
einem Versuchsbehälter umschlossen sind (zum Vergleich: ein 1 300-MW- 
Druckwasserreaktor enthält rd. 60000 Brennstäbe von 3,90 m Länge). Der 
Versuchsbehälter ist im Zentrum des Versuchsreaktors angeordnet und 
durch einen weiteren doppelten Behälter gegen diesen abgeschirmt. 
Diese Versuchsstrecke wurde erfolgreich im Rahmen von Spaltprodukt- 
freisetzungsversuchen (PHEBUS-FP) eingesetzt, so daß bereits umfang- 
reiche Erfahrungen mit der Versuchs durchführung bestehen. Die geplan- 
ten Versuche unterliegen der Genehmigungspflicht durch die franzö- 
sischen Behörden. Eine Gefahr aus der Durchführung der mit aller gebote- 
nen Sorgfalt vorbereiteten Versuche kann nicht unterstellt werden. 


43. Abgeordnete Wie hoch ist über die EG der deutsche finanzielle 

Siegrun Beitrag für die Simulationsversuche im französi- 

Klemmer sehen Forschungsreaktor PHEBUS, und ist die 

(SPD) Bundesregierung bereit, sich dafür einzusetzen, 

daß diese Versuche unterbleiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Bernd Neumann 
vom 6. April 1993 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften beteiligt sich an den 
bis 1998 laufenden Versuchen mit 40,5 MECU. Ein direkter finanzieller 
Beitrag zu dem Versuchsprogramm wird von deutscher Seite nicht gelei- 
stet. 

Das PHEBUS-Programm stößt auf ein sehr breites internationales Inter- 
esse. Neben der EG beteiligen sich noch Organisationen aus den USA, 
Japan, Kanada und Süd- Korea. Die erzielten Daten werden von den Teü- 
nehmern zur Überprüfung und ggf. Verbesserung von Rechenprogram- 
men genutzt, die zur Beschreibung von extrem unwahrscheinlichen Un- 
fallabläufen jenseits der Auslegung bis hin zum Kernschmelzen dienen. 
Die Experimente und begleitende Analysen werden daher kontinuierlich 
in international besetzten Arbeitsgruppen diskutiert und bewertet. 

Im Hinblick auf die große Sorgfalt, mit der die Versuche vorbereitet wer- 
den, um einen sicheren Verlauf zu gewährleisten, sieht die Bundesregie- 
rung keinen Anlaß, sich für eine Unterlassung der Versuche einzusetzen. 


Bonn, den 8. April 1993 
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